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SCHLUSSANTRAGE DES GENERALANWALTS
MACIE] SZPUNAR
vom 11. Mai 2023

Rechtssache C-33/22

Osterreichische Datenschutzbehorde,
Beteiligte:
WK,
Prasident des Nationalrates

(Vorabentscheidungsersuchen des Verwaltungsgerichtshofs [Osterreich])

»Vorlage zur Vorabentscheidung — Schutz personenbezogener Daten — Art. 16 Abs. 2 AEUV -
Tatigkeiten, die in den Anwendungsbereich des Unionsrechts fallen —
Datenschutz-Grundverordnung — Die nationale Sicherheit betreffende Tétigkeiten —
Untersuchungsausschuss des Parlaments eines Mitgliedstaats — Kontrolle der Téatigkeit einer
Polizeibehorde — Zustdndigkeiten der Aufsichtsbehorde fiir den Schutz personenbezogener
Daten — Art. 55 Abs. 1 — Art. 77 Abs. 1 — Unmittelbare Wirkung"“

Einleitung

1. Fallen die Tétigkeiten eines Untersuchungsausschusses des Parlaments eines Mitgliedstaats in
den Anwendungsbereich der Verordnung (EU) 2016/679? auch wenn die Untersuchung Fragen
der nationalen Sicherheit betrifft? Wenn ja, konnen die Bestimmungen der DSGVO iiber das
Recht auf Beschwerde bei einer nationalen Aufsichtsbehorde trotz eines Verfassungsgrundsatzes,
der einer externen Einmischung in die Tétigkeit des Parlaments entgegensteht, unmittelbar
angewandt werden? Dies sind im Wesentlichen die Fragen, die im vorliegenden Fall vom
Verwaltungsgerichtshof (Osterreich) aufgeworfen werden.

2. Im Einklang mit der Rechtsprechung des Gerichtshofs werde ich vorschlagen, diese Fragen zu
bejahen. Meines Erachtens entspriche eine solche Losung nicht nur den Absichten des
Unionsgesetzgebers — der die DSGVO zu einer echten lex generalis im Bereich des Schutzes
personenbezogener Daten gemacht hat —, sondern auch den Griinden, die den Bestimmungen
von Art. 16 AEUV zugrunde liegen, dessen Anwendungsbereich sich auf die Kontrolltitigkeiten
der Mitgliedstaaten, wie sie im Ausgangsverfahren in Rede stehen, erstreckt.

Originalsprache: Franzgsisch.

2 Verordnung des Europdischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natiirlicher Personen bei der Verarbeitung
personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung)
(ABL 2016, L 119, S. 1, berichtigt in ABL. 2018, L 127, S. 2, im Folgenden: DSGVO).
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3. Im vorliegenden Fall wurde ein Beamter der Kriminalpolizei, WK (im Folgenden: Betroffener),
von einem Untersuchungsausschuss des osterreichischen Parlaments zu Durchsuchungen
befragt, die u. a. in den R&umlichkeiten des Bundesamts fiir Verfassungsschutz und
Terrorismusbekdmpfung (Osterreich, im Folgenden: BVT) durchgefiihrt worden waren. Das
Protokoll der Befragung wurde anschlieflend auf der Website des osterreichischen Parlaments
veroffentlicht, und zwar unter vollstindiger Angabe des Vor- und Nachnamens des Betroffenen,
was damit begriindet wurde, dass die Presse seine Identitét bereits offengelegt habe.

4. Da der Betroffene der Ansicht war, dass sein Recht auf Vertraulichkeit seiner
personenbezogenen Daten verletzt worden sei, legte er bei der Osterreichischen
Datenschutzbehorde (im Folgenden: Datenschutzbehorde) eine Beschwerde nach Art. 77 Abs. 1
DSGVO ein, die jedoch in der Sache nicht gepriift wurde. Wegen des im 0Osterreichischen Recht
verankerten Grundsatzes der Gewaltenteilung verneinte die Datenschutzbehorde ihre
Zustdndigkeit mit der Begriindung, im vorliegenden Fall stehe ihrer Kontrollbefugnis die
verfassungsmaiflige Unabhéangigkeit der Parlamentsorgane entgegen.

5. Unter diesen Umstinden erhob der Betroffene die Beschwerde, deren Ausgang von den
Antworten auf die dem Gerichtshof zur Vorabentscheidung vorgelegten Fragen abhdngt. Diese
Fragen betreffen im Wesentlichen den sachlichen Anwendungsbereich und die unmittelbare
Wirkung der einschldgigen Bestimmungen der DSGVO, die nachstehend wiedergegeben werden.

Rechtlicher Rahmen

Unionsrecht
6. In den Erwdgungsgriinden 16, 20 und 117 der DSGVO heifit es:

»(16) Diese Verordnung gilt nicht fiir Fragen des Schutzes von Grundrechten und
Grundfreiheiten und des freien Verkehrs personenbezogener Daten im Zusammenhang mit
Tatigkeiten, die nicht in den Anwendungsbereich des Unionsrechts fallen, wie etwa die
nationale Sicherheit betreffende Tatigkeiten. Diese Verordnung gilt nicht fiir die von den
Mitgliedstaaten im Rahmen der Gemeinsamen Auflen- und Sicherheitspolitik der Union
durchgefiihrte Verarbeitung personenbezogener Daten.

(20) Diese Verordnung gilt zwar unter anderem fiir die Tétigkeiten der Gerichte und anderer
Justizbehorden, doch konnte im Unionsrecht oder im Recht der Mitgliedstaaten festgelegt
werden, wie die Verarbeitungsvorgdnge und Verarbeitungsverfahren bei der Verarbeitung
personenbezogener Daten durch Gerichte und andere Justizbehdrden im Einzelnen
auszusehen haben. Damit die Unabhingigkeit der Justiz bei der Ausiibung ihrer
gerichtlichen Aufgaben einschliefslich ihrer Beschlussfassung unangetastet bleibt, sollten die
Aufsichtsbehérden nicht fiir die Verarbeitung personenbezogener Daten durch Gerichte im
Rahmen ihrer justiziellen Tétigkeit zustédndig sein. ...
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(117) Die Errichtung von Aufsichtsbehorden in den Mitgliedstaaten, die befugt sind, ihre
Aufgaben und Befugnisse vollig unabhdngig wahrzunehmen, ist ein wesentlicher
Bestandteil des Schutzes natiirlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener
Daten. Die Mitgliedstaaten sollten mehr als eine Aufsichtsbehorde errichten konnen, wenn
dies ihrer verfassungsmafligen, organisatorischen und administrativen Struktur entspricht.”

7. Art. 2 (,Sachlicher Anwendungsbereich®) DSGVO bestimmt:

»(1) Diese Verordnung gilt fiir die ganz oder teilweise automatisierte Verarbeitung
personenbezogener Daten sowie fiir die nichtautomatisierte Verarbeitung personenbezogener
Daten, die in einem Dateisystem gespeichert sind oder gespeichert werden sollen.

(2) Diese Verordnung findet keine Anwendung auf die Verarbeitung personenbezogener Daten
a) im Rahmen einer Tétigkeit, die nicht in den Anwendungsbereich des Unionsrechts fillt,

b) durch die Mitgliedstaaten im Rahmen von Titigkeiten, die in den Anwendungsbereich von
Titel V Kapitel 2 EUV fallen,

c) durch natiirliche Personen zur Ausiibung ausschliefllich personlicher oder familidrer
Tatigkeiten,

d) durch die zustindigen Behorden zum Zwecke der Verhiitung, Ermittlung, Aufdeckung oder
Verfolgung von Straftaten oder der Strafvollstreckung, einschliefSlich des Schutzes vor und
der Abwehr von Gefahren fiir die 6ffentliche Sicherheit.

8. Art. 23 (,Beschrankungen®) Abs. 1 DSGVO bestimmt:

»Durch Rechtsvorschriften der Union oder der Mitgliedstaaten, denen der Verantwortliche oder
der Auftragsverarbeiter unterliegt, konnen die Pflichten und Rechte geméafs den Artikeln 12
bis 22 und Artikel 34 sowie Artikel 5, insofern dessen Bestimmungen den in den Artikeln 12
bis 22  vorgesehenen Rechten und Pflichten entsprechen, im Wege von
Gesetzgebungsmafinahmen beschrinkt werden, sofern eine solche Beschrinkung den
Wesensgehalt der Grundrechte und Grundfreiheiten achtet und in einer demokratischen
Gesellschaft eine notwendige und verhdltnismaflige Mafinahme darstellt, die Folgendes
sicherstellt:

a) die nationale Sicherheit;

h) Kontroll-, Uberwachungs- und Ordnungsfunktionen, die dauernd oder zeitweise mit der
Ausiibung offentlicher Gewalt fiir die unter den Buchstaben a bis e und g genannten Zwecke
verbunden sind;

“«

ECLI:EU:C:2023:397 3



SCHLUSSANTRAGE VON HERRN SZPUNAR — RECHTSSACHE C-33/22
OSTERREICHISCHE DATENSCHUTZBEHORDE

9. Art. 51 (,Aufsichtsbehorde”) Abs. 1 DSGVO lautet:

sJeder Mitgliedstaat sieht vor, dass eine oder mehrere unabhingige Behorden fiir die
Uberwachung der Anwendung dieser Verordnung zustindig sind, damit die Grundrechte und
Grundfreiheiten natiirlicher Personen bei der Verarbeitung geschiitzt werden und der freie
Verkehr personenbezogener Daten in der Union erleichtert wird (im Folgenden
,Aufsichtsbehorde’).”

10. In Art. 55 (,Zustédndigkeit) DSGVO heif3t es:

»(1) Jede Aufsichtsbehorde ist fiir die Erfiilllung der Aufgaben und die Ausiibung der Befugnisse,
die ihr mit dieser Verordnung tibertragen wurden, im Hoheitsgebiet ihres eigenen Mitgliedstaats
zustandig.

(3) Die Aufsichtsbehorden sind nicht zusténdig fiir die Aufsicht iiber die von Gerichten im
Rahmen ihrer justiziellen Tétigkeit vorgenommenen Verarbeitungen.”

11. Art. 77 (,Recht auf Beschwerde bei einer Aufsichtsbehorde®) Abs. 1 DSGVO bestimmt:

sJede betroffene Person hat unbeschadet eines anderweitigen verwaltungsrechtlichen oder
gerichtlichen Rechtsbehelfs das Recht auf Beschwerde bei einer Aufsichtsbehorde, insbesondere
in dem Mitgliedstaat ihres Aufenthaltsorts, ihres Arbeitsplatzes oder des Orts des mutmafilichen
VerstofSes, wenn die betroffene Person der Ansicht ist, dass die Verarbeitung der sie betreffenden
personenbezogenen Daten gegen diese Verordnung verstof3t.”

Osterreichisches Recht

12. Art. 53 des Bundes-Verfassungsgesetzes vom 2. Januar 1930 (BGBI. 1/1930) in der Fassung
vom 30. Dezember 2021 (BGBI. I 235/2021) sieht vor:

»(1) Der Nationalrat kann durch Beschluss Untersuchungsausschiisse einsetzen. Dariiber hinaus
ist auf Verlangen eines Viertels seiner Mitglieder ein Untersuchungsausschuss einzusetzen.

(2) Gegenstand der Untersuchung ist ein bestimmter abgeschlossener Vorgang im Bereich der
Vollziehung des Bundes. Das schliefit alle Tatigkeiten von Organen des Bundes, durch die der
Bund, unabhidngig von der Hohe der Beteiligung, wirtschaftliche Beteiligungs- und
Aufsichtsrechte wahrnimmt, ein. Eine Uberpriifung der Rechtsprechung ist ausgeschlossen.

(3) Alle Organe des Bundes, der Lénder, der Gemeinden und der Gemeindeverbénde sowie der
sonstigen Selbstverwaltungskérper haben einem Untersuchungsausschuss auf Verlangen im
Umfang des Gegenstandes der Untersuchung ihre Akten und Unterlagen vorzulegen und dem
Ersuchen eines Untersuchungsausschusses um Beweiserhebungen im Zusammenhang mit dem
Gegenstand der Untersuchung Folge zu leisten. ...

“
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13. § 18 (,Einrichtung®) Abs. 1 des Datenschutzgesetzes vom 17. August 1999 (BGBI. I 165/1999)
in der Fassung vom 26. Juli 2021 (BGBL. I 148/2021, im Folgenden: DSG) bestimmt:

»Die Datenschutzbehérde wird als nationale Aufsichtsbehorde gemifl Art. 51 DSGVO
eingerichtet.”

14. In § 24 (,Beschwerde an die Datenschutzbehorde®) DSG heifdt es:

»(1) Jede betroffene Person hat das Recht auf Beschwerde bei der Datenschutzbehérde, wenn sie
der Ansicht ist, dass die Verarbeitung der sie betreffenden personenbezogenen Daten gegen die
DSGVO ... verstofit.”

15. § 35 (,,Besondere Befugnisse der Datenschutzbehorde“) Abs. 1 DSG sieht vor:

»,Die Datenschutzbehoérde ist nach den nédheren Bestimmungen der DSGVO und dieses
Bundesgesetzes zur Wahrung des Datenschutzes berufen.”

Sachverhalt, Ausgangsverfahren und Vorlagefragen

Vorgeschichte des Rechtsstreits

16. Am 20. April 2018 setzte der Nationalrat (Abgeordnetenkammer des Osterreichischen
Parlaments) einen Untersuchungsausschuss ein, dessen Aufgabe darin bestand, Einflussnahmen
auf das BVT mit dem Ziel, dessen Titigkeit zu instrumentalisieren, zu untersuchen. Die
Behauptungen der Abgeordneten, die den Untersuchungsantrag eingebracht hatten, betrafen
insbesondere Fille von Amtsmissbrauch, die Beamten des BVT vorgeworfen wurden, Geriichte
tiber eine Abhoranlage in den Biiros des Bundeskanzleramts, die angebliche
Instrumentalisierung von Ermittlungen gegen bestimmte extremistische Bewegungen sowie
politisch motivierte Ernennungen innerhalb des BVT und in Ministerbiiros.

17. Am 19. September 2018 wurde der Betroffene vom Untersuchungsausschuss als
Auskunftsperson befragt. Als Beamter einer Einsatzgruppe der dsterreichischen Bundespolizei
zur Bekdmpfung der Straflenkriminalitit wurde er zu den Durchsuchungen und
Beschlagnahmen von Daten befragt, die seine Einsatzgruppe in den Biiros des BVT und in den
Wohnungen seiner Angestellten durchgefiihrt hatte.

18. Trotz der bei einigen anderen Auskunftspersonen angewandten Praxis und ungeachtet des
Antrags des Betroffenen auf Anonymisierung gab der Untersuchungsausschuss dessen Identitit
bekannt, indem er die vollstindige Fassung des Protokolls der Befragung auf der Website des
Osterreichischen Parlaments veroffentlichte.

Ausgangsverfahren

19. Die vom Betroffenen bei der Datenschutzbehérde nach Art. 77 Abs. 1 DSGVO erhobene
Beschwerde wurde wegen Unzustindigkeit zuriickgewiesen. In ihrem Bescheid vom
18. September 2019 machte diese Behorde geltend, dass der Grundsatz der Gewaltenteilung sie
daran hindere, sich in die Tétigkeiten eines Organs des Parlaments einzumischen.
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20. Das Bundesverwaltungsgericht (Osterreich) gab der vom Betroffenen gegen den Bescheid
vom 18. September 2019 erhobenen Beschwerde mit Erkenntnis vom 23. November 2020 statt.
Dieses Gericht hob den Bescheid der Datenschutzbehérde mit der Begriindung auf, dass die
Bestimmungen der DSGVO keine Ausnahmen enthielten, die ihre Anwendbarkeit auf die
Organe der Gesetzgebung einschrianken konnten.

21. Gegen  dieses  Erkenntnis legte die  Datenschutzbehérde  Revision  beim
Verwaltungsgerichtshof ein, dem sich die Frage stellt, ob die Bestimmungen der DSGVO im
Ausgangsfall angewandt werden konnen.

Vorlagefragen

22. Als Erstes — und unabhingig vom Gegenstand der Untersuchung im Ausgangsverfahren —
fragt sich das vorlegende Gericht, ob die Titigkeiten eines parlamentarischen
Untersuchungsausschusses im Sinne von Art. 16 Abs. 2 AEUV ,in den Anwendungsbereich des
Unionsrechts fallen®. Diese Bestimmung legt die Zustandigkeit des Europdischen Parlaments und
des Rates fiir den Erlass von Vorschriften {iber die Verarbeitung personenbezogener Daten durch
die Mitgliedstaaten fest.

23. Da die Kompetenzen der Union durch den Grundsatz der begrenzten Einzelermachtigung
beschrénkt sind, fragt sich das vorlegende Gericht insoweit, ob die DSGVO auf die Tatigkeiten
eines mit einer politischen Kontrollaufgabe betrauten parlamentarischen Organs anwendbar
sind, die seiner Ansicht nach durch keine spezifische Bestimmung des Unionsrechts geregelt
werden.

24. In dem Bestreben, die nationale Identitit und die grundlegenden Funktionen der
Mitgliedstaaten gemafd Art. 4 Abs. 2 EUV zu wahren, weist das vorlegende Gericht ferner darauf
hin, dass die Einmischung eines Verwaltungsorgans wie der Datenschutzbehorde in die
Tatigkeiten des Parlaments gegen den in der dsterreichischen Verfassung verankerten Grundsatz
der Gewaltenteilung verstoflen wiirde.

25. Im Licht des Urteils Land Hessen?, in dem der Gerichtshof bestitigt habe, dass die
Bestimmungen der DSGVO auf die Titigkeiten des Petitionsausschusses des Hessischen
Landtags anwendbar seien, fragt sich das vorlegende Gericht schliefllich, ob die Aufgaben des
letztgenannten Ausschusses, dessen Beitrag zu den parlamentarischen Tétigkeiten nur mittelbar
sei, nicht von den Aufgaben der Untersuchungsausschiisse zu unterscheiden seien. Deren
Aufgaben gehorten zum Kernbereich parlamentarischer Tétigkeit und konnten als solche dem
Anwendungsbereich des Unionsrechts entzogen sein.

26. Als Zweites fragt sich das vorlegende Gericht fiir den Fall, dass der Gerichtshof entscheiden
sollte, dass die Bestimmungen der DSGVO dazu bestimmt seien, auch die Tétigkeiten der
Untersuchungsausschiisse zu regeln, ob der im Ausgangsverfahren in Rede stehende Ausschuss
nicht von diesen Bestimmungen ausgenommen werden sollte, weil der Gegenstand seiner
Tatigkeit mit Fragen der nationalen Sicherheit in Zusammenhang stehe.

3 Urteil vom 9. Juli 2020 (C-272/19, EU:C:2020:535).
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27. Hierzu weist das vorlegende Gericht darauf hin, dass nach dem 16. Erwdgungsgrund der
DSGVO ,die nationale Sicherheit betreffende Tétigkeiten nicht in den Anwendungsbereich
dieser Verordnung fielen. Dies konne bei der Untersuchung des auf das BVT, eine fiir die
Wahrung der wesentlichen Funktionen des Staates zustandige foderale Einrichtung, ausgeiibten
politischen Drucks der Fall sein.

28. Als Dirittes fragt sich das vorlegende Gericht fiir den Fall, dass der Gerichtshof die
Bestimmungen der DSGVO im vorliegenden Fall gleichwohl fiir anwendbar hilt, ob diese
Verordnung unmittelbar anzuwenden ist.

29. In Ermangelung einer entsprechenden Ausnahmeregelung mit Verfassungsrang bleibe die
Zustédndigkeit der Datenschutzbehorde ndmlich durch den im 6sterreichischen Recht geltenden
Grundsatz der Gewaltenteilung beschrinkt. Daher fragt sich das vorlegende Gericht, ob sich die
Zustédndigkeit dieser Behorde fiir die Organe des Osterreichischen Parlaments unmittelbar aus
Art. 77 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 55 Abs. 1 DSGVO ergeben kann, sofern der nationale
Gesetzgeber nach Art. 51 Abs. 1 dieser Verordnung nur eine einzige Aufsichtsbehorde
eingerichtet hat.

30. Vor diesem Hintergrund hat der Verwaltungsgerichtshof beschlossen, das Verfahren
auszusetzen und dem Gerichtshof die folgenden Fragen zur Vorabentscheidung vorzulegen:

1. Fallen Tatigkeiten eines von einem Parlament eines Mitgliedstaats in Ausiibung seines
Kontrollrechts der Vollziehung eingesetzten Untersuchungsausschusses unabhdngig vom
Untersuchungsgegenstand in den Anwendungsbereich des Unionsrechts im Sinne des Art. 16
Abs. 2 erster Satz AEUV, so dass die DSGVO auf die Verarbeitung personenbezogener Daten
durch einen parlamentarischen Untersuchungsausschuss eines Mitgliedstaats anwendbar ist?

Falls Frage 1 bejaht wird:

2. Fallen Titigkeiten eines von einem Parlament eines Mitgliedstaats in Ausiibung seines
Kontrollrechts der Vollziehung eingesetzten Untersuchungsausschusses, der Tétigkeiten einer
polizeilichen Staatsschutzbehorde, somit den Schutz der nationalen Sicherheit betreffende
Tatigkeiten im Sinne des 16. Erwagungsgrundes der DSGVO zum Untersuchungsgegenstand
hat, unter den Ausnahmetatbestand des Art. 2 Abs. 2 Buchst. a DSGVO?

Falls Frage 2 verneint wird:

3. Sofern — wie vorliegend — ein Mitgliedstaat blof3 eine einzige Aufsichtsbehérde nach Art. 51
Abs. 1 DSGVO errichtet hat, ergibt sich deren Zustidndigkeit fiir Beschwerden im Sinne des
Art. 77 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 55 Abs. 1 DSGVO bereits unmittelbar aus dieser
Verordnung?

31. Der Betroffene, der Priasident des Nationalrates (Osterreich), die Datenschutzbehorde, die
Osterreichische und die tschechische Regierung sowie die Europdische Kommission haben
schriftliche Erkldrungen eingereicht. Diese Beteiligten waren auch in der miindlichen
Verhandlung am 6. Mérz 2023 vertreten.
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Wiirdigung

Erste Vorlagefrage

32. Mit seiner ersten Frage mochte das vorlegende Gericht wissen, ob die Tatigkeiten eines
Untersuchungsausschusses, der vom Parlament eines Mitgliedstaats in Ausiibung seines Rechts
auf Kontrolle der Exekutive eingesetzt wurde, in den Anwendungsbereich des Unionsrechts im
Sinne von Art. 16 Abs. 2 Satz 1 AEUV fallen.

33. Die Antwort auf diese Frage hdngt zum einen davon ab, wie der Begriff , Tatigkeiten, die in
den Anwendungsbereich des Unionsrechts fallen® in Art. 16 Abs. 2 Satz 1 AEUV auszulegen ist.
Negativ formuliert ist dieser Begriff auch in Art. 2 Abs. 2 Buchst. a DSGVO enthalten, der eine
»Latigkeit, die nicht in den Anwendungsbereich des Unionsrechts fillt, von der Anwendung
dieser Verordnung ausnimmt. Diese beiden Bestimmungen grenzen die Zustédndigkeit der
Unionsorgane fiir den Erlass von Vorschriften zum Schutz personenbezogener Daten bzw. den
sachlichen Anwendungsbereich der DSGVO ein.

34. Zum anderen hiangt die Antwort auf die erste Vorlagefrage davon ab, wie die Tatigkeiten
parlamentarischer Untersuchungsausschiisse im Hinblick auf die oben genannten
Bestimmungen des AEU-Vertrags und der DSGVO einzustufen sind.

Zum Begriff , Tdtigkeiten, die in den Anwendungsbereich des Unionsrechts fallen”

35. Wie ich in einer anderen Rechtssache* aufzuzeigen versucht habe, ist dieser Begriff nicht
eindeutig, weil er zwei verschiedene Lesarten zuldsst. Angesichts der Kontroversen, die seine
Auslegung in der vorliegenden Rechtssache trotz einer gefestigten Rechtsprechung des
Gerichtshofs® aufwirft, halte ich es fiir erforderlich, die Griinde fiir die Entwicklung der
Rechtsprechung in diesem Bereich umfassend darzulegen.

— Konkretisierende Auslegung

36. Die erste der moglichen Auslegungen des ,Anwendungsbereichs des Unionsrechts” kann als
konkretisierend bezeichnet werden, weil sie zu der Frage fiihrt, ob eine bestimmte Téatigkeit von
einer spezifischen Bestimmung des Unionsrechts erfasst wird.

37. Im Wesentlichen entspricht diese Auslegung dem Begriff der ,Durchfithrung des Rechts der
Union®, der den Anwendungsbereich der Charta der Grundrechte der Europédischen Union (im
Folgenden: Charta) abgrenzt. In einem Kontext, der nichts mit dem des Schutzes
personenbezogener Daten zu tun hat, wird dieser Begriff in der Rechtsprechung des Gerichtshofs
dem ,,Anwendungsbereich des Unionsrechts” gleichgestellt®.

*  Vgl. meine Schlussantrige in der Rechtssache Latvijas Republikas Saeima (Strafpunkte) (C-439/19, EU:C:2020:1054, Nrn. 44 ff.).

5 Vgl Urteile vom 20. Mai 2003, Osterreichischer Rundfunk u. a. (C-465/00, C-138/01 und C-139/01, EU:C:2003:294), vom
6. November 2003, Lindqvist (C-101/01, EU:C:2003:596), vom 9. Juli 2020, Land Hessen (C-272/19, EU:C:2020:535), sowie vom
22. Juni 2021, Latvijas Republikas Saeima (Strafpunkte) (C-439/19, EU:C:2021:504).

6 Urteile vom 26. Februar 2013, Akerberg Fransson (C-617/10., EU:C:2013:105, Rn. 21), vom 21. Dezember 2016, AGET Iraklis (C-201/15,
EU:C:2016:972, Rn. 62), vom 21. Mai 2019, Kommission/Ungarn (Nieflbrauchsrechte an landwirtschaftlichen Flichen) (C-235/17,
EU:C:2019:432, Rn. 63), sowie vom 24. September 2020, YS (Betriebspensionen leitender Angestellter) (C-223/19, EU:C:2020:753,
Rn. 78).

8 ECLLI:EU:C:2023:397



SCHLUSSANTRAGE VON HERRN SZPUNAR — RECHTSSACHE C-33/22
OSTERREICHISCHE DATENSCHUTZBEHORDE

38. Auf diese Auslegung stiitzt sich das vorlegende Gericht in seinem
Vorabentscheidungsersuchen, indem es darauf hinweist, dass die Tatigkeiten der
parlamentarischen Untersuchungsausschiisse nach wie vor ausschliefSlich dem nationalen Recht
unterldgen, was es dazu veranlasst, Zweifel an der Anwendbarkeit der DSGVO im
Ausgangsverfahren zu hegen.

39. Auf diese Auslegung hatte sich auch Generalanwalt Tizzano in seinen Schlussantrégen in den
verbundenen Rechtssachen Osterreichischer Rundfunk u. a.” und in der Rechtssache Lindqvist® —
unter der Geltung der Richtlinie 95/46/EG?® — gestiitzt, denen der Gerichtshof aber nicht gefolgt
ist.

40. Es ist darauf hinzuweisen, dass die Richtlinie 95/46 auf der Grundlage des fritheren Art. 100a
EG-Vertrag, spiter Art. 95 EG und jetzt Art. 114 AEUV, im Rahmen von Mafsnahmen erlassen
worden war, die die Errichtung und das Funktionieren des Binnenmarkts zum Gegenstand
hatten. Diese Richtlinie, die den freien Datenverkehr und ein gleichwertiges Schutzniveau fiir
personenbezogene Daten innerhalb der Union gewéhrleisten sollte, fand geméfs ihrem Art. 3
Abs. 2 keine Anwendung auf Titigkeiten, ,die nicht in den Anwendungsbereich des
Gemeinschaftsrechts fallen, beispielsweise Tatigkeiten geméf3 den Titeln V und VI des Vertrags
tiber die Europidische Union, und auf keinen Fall auf Verarbeitungen betreffend die 6ffentliche
Sicherheit, die Landesverteidigung, die Sicherheit des Staates ... und die Tatigkeiten des Staates
im strafrechtlichen Bereich“ sowie auf die Verarbeitung personenbezogener Daten, ,die von
einer natiirlichen Person zur Ausiibung ausschliefllich personlicher oder familidrer Tatigkeiten
vorgenommen wird®.

41. Anhand dieser Bestimmungen kam Generalanwalt Tizzano zu dem Schluss, dass die
Richtlinie 95/46 in den verbundenen Rechtssachen Osterreichischer Rundfunk u. a.® keine
Anwendung finden konne. Im Zusammenhang mit der Verarbeitung von Daten iiber die von
offentlichen Korperschaften gezahlten Entgelte, die in einen Bericht des 0Osterreichischen
Rechnungshofs an das Parlament aufgenommen werden sollten, stellte er namlich fest, dass der
Rechnungshof in diesem Fall eine ,offentliche Kontrolltitigkeit [ausiibt], die von den
Osterreichischen Stellen aufgrund einer selbstiandigen politisch-institutionellen Entscheidung
vorgesehen und (mit Verfassungsrang) geregelt wurde, nicht aber ... eine Téatigkeit, mit der eine
gemeinschaftsrechtliche Verpflichtung erfiillt werden soll. Da diese Tétigkeit keiner spezifischen
Gemeinschaftsregelung unterliegt, muss sie in die Zustdandigkeit der Mitgliedstaaten fallen“!'.

42. Derselben Auslegung folgend vertrat Generalanwalt Tizzano in der Rechtssache Lindqvist die
Auffassung, die von Frau Lindqvist im Rahmen ihrer ehrenamtlichen Titigkeit als
Religionslehrerin erstellte Website gehore zu einer ,Tétigkeit ohne wirtschaftlichen Charakter,
die keinen (jedenfalls keinen direkten) Zusammenhang mit der Ausiibung der vom Vertrag
gewihrleisteten Grundfreiheiten aufweist und auch nicht Gegenstand irgendeiner besonderen

7 C-465/00, C-138/01 und C-139/01, EU:C:2002:662.
8 C-101/01, EU:C:2002:513.

° Richtlinie des Européischen Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum Schutz natiirlicher Personen bei der Verarbeitung
personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr (ABL 1995, L 281, S. 31). Diese Richtlinie wurde durch die DSGVO ersetzt.

1 C-465/00, C-138/01 und C-139/01, EU:C:2002:662.

Schlussantrige des Generalanwalts Tizzano in den verbundenen Rechtssachen Osterreichischer Rundfunk u. a. (C-465/00, C-138/01
und C-139/01, EU:C:2002:662, Nr. 43). Hervorhebung nur hier.
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Vorschrift auf Gemeinschaftsebene ist“'2. Nach Ansicht des Generalanwalts fiel diese Tatigkeit
daher nicht in den Anwendungsbereich des Gemeinschaftsrechts im Sinne von Art. 3 Abs. 2 der
Richtlinie 95/46.

43. Diesen Schlussantréigen ist der Gerichtshof nicht gefolgt, und zwar aus Griinden, die mit dem
Wunsch nach Wahrung der Rechtssicherheit und der Notwendigkeit, die praktische Wirksamkeit
der Richtlinie 95/46 zu gewihrleisten, in Verbindung gebracht werden konnen.

44. Angesichts der Besonderheit personenbezogener Daten, deren Verbreitung und
wirtschaftliche Verwertung durch ihre Digitalisierung erleichtert werden, ist es namlich in der
Praxis sehr schwierig, im Einzelfall zu bestimmen, ob ihre Verarbeitung einen Bezug zu
besonderen Bestimmungen des Unionsrechts oder zu den Freiheiten des Binnenmarkts aufweist,
wie es die konkretisierende Auslegung erfordern wiirde.

45. Um beim Beispiel der Rechtssache zu bleiben, in der das Urteil Lindqvist " ergangen ist, wire
es in der Praxis schwierig, zu bestimmen, ob der Betrieb einer fiir einen begrenzten Kreis von
Gemeindemitgliedern bestimmten Website einen konkreten Bezug zu den Bestimmungen der
Richtlinie 95/46 iiber den freien Datenverkehr zwischen den Mitgliedstaaten im Rahmen des
Gemeinsamen Marktes aufwies. Die Antwort auf diese Frage konnte u. a. vom physischen
Standort der Server abhéngen, auf denen die in Rede stehende Website gehostet wird ™.

46. Ich mochte hinzufiigen, dass dhnliche Schwierigkeiten auftreten konnten, wenn im
vorliegenden Fall unter der Geltung der DSGVO der konkretisierenden Auslegung zu folgen wire.

47. Beispielsweise wire es schwierig, genau zu bestimmen, inwieweit die Tétigkeiten bestimmter
fir die Verarbeitung Verantwortlicher — wie Kirchen oder religioser Vereinigungen bzw.
Gemeinschaften, die von dieser Verordnung ausdriicklich erfasst werden® - tatsdchlich
besonderen Bestimmungen des Unionsrechts unterliegen'. Die gleiche Frage konnte sich bei
gemeinniitzigen Organisationen stellen, die keine wirtschaftlichen Tétigkeiten ausiiben. Dies
wiirde zu einer Rechtsunsicherheit hinsichtlich des Anwendungsbereichs der DSGVO fiihren.

48. Angesichts dieser Schwierigkeiten hat der Gerichtshof die konkretisierende Auslegung des
»Geltungsbereichs des Gemeinschaftsrechts” unter der Geltung der Richtlinie 95/46 abgelehnt.
In den Urteilen Osterreichischer Rundfunk u. a."” und Lindqvist'® hat er entschieden: ,Da somit
alle personenbezogenen Daten zwischen den Mitgliedstaaten tbermittelt werden koénnen,
verlangt die Richtlinie 95/46 grundsitzlich die Einhaltung von Regeln zum Schutz solcher Daten
bei einer Verarbeitung im Sinne der Definition in Artikel 3. ... Daher kann die Anwendbarkeit
der Richtlinie 95/46 nicht davon abhéngen, ob in den [in Rede stehenden] Sachverhalten ... ein
hinreichender Zusammenhang mit der Ausiibung der durch den EG-Vertrag garantierten
Grundfreiheiten ... bestand. Eine gegenteilige Auslegung wiirde namlich dazu fiihren, dass die
Abgrenzung des Anwendungsbereichs der genannten Richtlinie ungewiss wire und von

12 Schlussantrige des Generalanwalts Tizzano in der Rechtssache Lindqvist (C-101/01, EU:C:2002:513, Nr. 36).
13 Urteil vom 6. November 2003 (C-101/01, EU:C:2003:596).

14 Zu dieser Frage vgl. Urteil vom 6. November 2003, Lindqvist (C-101/01, EU:C:2003:596, Rn. 59).

5 Vgl. Art. 91 DSGVO.

Einerseits ist die spezielle Regelung konfessioneller Tétigkeiten nicht Aufgabe des Unionsrechts. Andererseits sind solche Tétigkeiten
aber nicht von der Beachtung des Unionsrechts und seiner allgemeinen Grundsitze, wie etwa des Diskriminierungsverbots,
ausgenommen. Vgl. zu dieser Frage Schlussantrige des Generalanwalts Tanchev in der Rechtssache Egenberger (C-414/16,
EU:C:2017:851, Nrn. 46 bis 51).

17 Urteil vom 20. Mai 2003 (C-465/00, C-138/01 und C-139/01, EU:C:2003:294).
8 Urteil vom 6. November 2003 (C-101/01, EU:C:2003:596).
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Zufilligkeiten abhinge, was deren Hauptzweck zuwiderliefe, der darin besteht, die Rechts- und
Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten einander anzugleichen, um Hindernisse fiir das
Funktionieren des Binnenmarktes zu beseitigen, die sich gerade aus den Unterschieden zwischen
den nationalen Regelungen ergeben.”"

49. Somit hat sich in der Rechtsprechung des Gerichtshofs die ,generalisierende” Auslegung der
Richtlinie 95/46 durchgesetzt.

— Generalisierende Auslegung

50. Diese Auslegung fiithrt dazu, dem Anwendungsbereich des Unionsrechts alle Tatigkeiten
zuzuordnen, die ihm in dem Sinne unterliegen kommen, dass sie ihm nicht aufgrund der
ausschliefllichen Zustdndigkeiten der Mitgliedstaaten entzogen sind.

51. Unter der Geltung der Richtlinie 95/46 hat diese Auslegung den Gerichtshof veranlasst, die
Ausnahme fiir nicht in den Anwendungsbereich des Gemeinschaftsrechts fallende Tétigkeiten
restriktiv auszulegen. So hat der Gerichtshof im Urteil Lindqvist entschieden, dass ,die in
Artikel 3 Absatz 2 erster Gedankenstrich der Richtlinie 95/46 als Beispiele aufgefiihrten
Tatigkeiten dazu dienen sollen, den Anwendungsbereich der dort geregelten Ausnahme
festzulegen, so dass diese nur fiir Tatigkeiten gilt, die entweder dort ausdriicklich genannt sind
oder derselben Kategorie (ejusdem generis) zugeordnet werden konnen“?.

52. Vor dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon gehorten die unter diese Ausnahme
fallenden Titigkeiten — betreffend die offentliche Sicherheit, die Landesverteidigung, die
Sicherheit des Staates, den strafrechtlichen Bereich sowie die in den Titeln V und VI des
Vertrags liber die Europdische Union genannten Tétigkeiten — zum zweiten und zum dritten
Pfeiler der Union und fielen als solche unter die zwischenstaatliche Zusammenarbeit. Diese
Tatigkeiten konnten daher aufgrund der damals in den Vertrdgen vorgesehenen Aufteilung der
Zustiandigkeiten zwischen der Union und den Mitgliedstaaten nicht Gegenstand einer
Gemeinschaftsregelung sein.

53. Dies ist der Kontext, in dem der in Art. 3 Abs. 2 erster Gedankenstrich der Richtlinie 95/46
enthaltene Ausschluss der ,Tatigkeiten ..., die nicht in den Anwendungsbereich des
Gemeinschaftsrechts fallen, zu verstehen ist. Der Anwendungsbereich der DSGVO wurde
jedoch mit dhnlichen Worten definiert.

54. Gemafd ihrem Art. 2 Abs. 2 Buchst. a bis d findet die DSGVO keine Anwendung auf die
Verarbeitung personenbezogener Daten ,a) im Rahmen einer Titigkeit, die nicht in den
Anwendungsbereich des Unionsrechts fillt, b) durch die Mitgliedstaaten im Rahmen von
Tatigkeiten, die in den Anwendungsbereich von Titel V Kapitel 2 EUV fallen, c) durch natiirliche
Personen zur Ausiibung ausschliefllich personlicher oder familidrer Tétigkeiten, d) durch die
zustdndigen Behorden zum Zwecke der Verhiitung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung

1 Urteil vom 20. Mai 2003, Osterreichischer Rundfunk u. a. (C-465/00, C-138/01 und C-139/01, EU:C:2003:294, Rn. 40 und 42). Vgl. auch
Urteil vom 6. November 2003, Lindqvist (C-101/01, EU:C:2003:596, Rn. 40 ff.).

% Urteil vom 6. November 2003, Lindqvist (C-101/01, EU:C:2003:596, Rn. 44).
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von Straftaten oder der Strafvollstreckung, einschliefllich des Schutzes vor und der Abwehr von
Gefahren fiir die offentliche Sicherheit”. Die letztgenannte Art der Verarbeitung wurde den
Bestimmungen der Richtlinie (EU) 2016/680* unterworfen.

55. Im Licht des 16. Erwdgungsgrundes der DSGVO gehoren zu den Titigkeiten, die nicht in den
Anwendungsbereich des Unionsrechts fallen, insbesondere solche, die die nationale Sicherheit
betreffen.

56. Auf der Grundlage all dieser Bestimmungen hat der Gerichtshof im Urteil Land Hessen
entschieden, dass die in Art. 2 Abs. 2 Buchst. a DSGVO vorgesehene Ausnahme fiir eine
»Latigkeit, die nicht in den Anwendungsbereich des Unionsrechts fillt“, eng auszulegen ist, so
dass ,der Umstand, dass eine Tétigkeit eine spezifische des Staates oder einer Behorde ist, nicht
[dafiir] aus[reicht], [dass] diese Ausnahme automatisch fiir diese Tétigkeit gilt. Es ist ndmlich
erforderlich, dass die Tatigkeit zu denjenigen gehort, die ausdriicklich in dieser Vorschrift genannt
sind, oder dass sie derselben Kategorie wie diese zugeordnet werden kann.“*

57. Keines der in der vorliegenden Rechtssache vorgebrachten Argumente scheint mir geeignet,
diese Auslegung in Frage zu stellen.

58. Insbesondere schlieffe ich mich nicht den auf den Grundsatz der begrenzten
Einzelerméchtigung gestiitzten Argumenten an, die u. a. vom vorlegenden Gericht und vom
Prasidenten des Nationalrates vorgebracht wurden.

59. GemdfS dem in Art. 5 Abs. 2 EUV?® verankerten Grundsatz der begrenzten
Einzelerméchtigung verfiigt die Union nur tiber die Zustdndigkeiten, die ihr die Mitgliedstaaten
in den Vertragen tibertragen haben.

60. Auf rein lexikalischer Ebene erweist sich der Begriff ,Tatigkeiten, die in den
Anwendungsbereich des Unionsrechts fallen” in dieser Hinsicht als mehrdeutig. Auf den ersten
Blick konnte die in der Rechtsprechung des Gerichtshofs vorgenommene generalisierende
Auslegung dieses Begriffs fragwiirdig erscheinen, weil sie dazu fiihrt, dass alle Tatigkeiten, die
dem Anwendungsbereich der DSGVO nicht entzogen wurden, den Bestimmungen dieser
Verordnung unterworfen werden, was dem oben genannten Grundsatz zu widersprechen scheint.

61. Nach stdndiger Rechtsprechung sind jedoch bei der Auslegung einer Vorschrift des
Unionsrechts nicht nur ihr Wortlaut und die mit ihr verfolgten Ziele zu beriicksichtigen,
sondern auch ihr Zusammenhang wund das gesamte Unionsrecht. Auch die
Entstehungsgeschichte einer Vorschrift des Unionsrechts kann relevante Anhaltspunkte fiir
deren Auslegung liefern.

2 Richtlinie des Européischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natiirlicher Personen bei der Verarbeitung
personenbezogener Daten durch die zustindigen Behoérden zum Zwecke der Verhiitung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von
Straftaten oder der Strafvollstreckung sowie zum freien Datenverkehr und zur Aufthebung des Rahmenbeschlusses 2008/977/J1 des Rates
(ABL 2016, L 119, S. 89).

2 Urteil vom 9. Juli 2020, Land Hessen (C-272/19, EU:C:2020:535, Rn. 70). Hervorhebung nur hier.

% Es sei daran erinnert, dass Art. 5 Abs. 2 EUV bestimmt: ,Nach dem Grundsatz der begrenzten Einzelerméchtigung wird die Union nur
innerhalb der Grenzen der Zustindigkeiten titig, die die Mitgliedstaaten ihr in den Vertrdgen zur Verwirklichung der darin
niedergelegten Ziele iibertragen haben. Alle der Union nicht in den Vertridgen ubertragenen Zusténdigkeiten verbleiben bei den
Mitgliedstaaten.”

% Zur Veranschaulichung vgl. Urteil vom 10. Dezember 2018, Wightman u. a. (C-621/18, EU:C:2018:999, Rn. 47 und die dort angefiihrte
Rechtsprechung).
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62. Sieht man von der wortlichen Auslegung ab, die mir angesichts der Mehrdeutigkeit des
Ausdrucks ,,Anwendungsbereichs des Unionsrechts” wenig aufschlussreich erscheint, sprechen
die systematische® und die teleologische Analyse eindeutig fiir die generalisierende Auslegung
von Art. 16 Abs. 2 AEUYV, so dass die Tragweite dieser Bestimmung iiber die der ,Durchfithrung
des Rechts der Union“ im Sinne von Art. 51 Abs. 1 der Charta hinausgeht.

63. Erstens drédngt sich dieses Ergebnis in Anbetracht der Systematik des AEU-Vertrags und der
besonderen Stellung von Art. 16 Abs. 2 im Aufbau dieses Vertrags auf.

64. Dieser Artikel steht im Ersten Teil, Titel II des AEU-Vertrags, der ,allgemein geltende
Bestimmungen® enthélt. Daraus folgt, dass dem in dieser Bestimmung verankerten Recht
natiirlicher Personen auf den Schutz personenbezogener Daten im Verhéltnis zu den anderen
Grundrechten, die ihren Platz in der dem Vertrag beigefiigten Charta gefunden haben, eine
besondere Bedeutung zukommt.

65. Konkret legt die privilegierte Stellung von Art. 16 AEUV in der Systematik des Vertrags nahe,
dass sich der in dieser Bestimmung genannte ,Anwendungsbereich® nicht auf die Falle
beschrénkt, in denen die Mitgliedstaaten im Sinne von Art. 51 Abs. 1 der Charta ,das Recht der
Union durchfithren®, was der oben dargelegten konkretisierenden Auslegung entspriche.

66. Insoweit mochte ich darauf hinweisen, dass zwischen den Bestimmungen von Art. 16 Abs. 2
AEUV und denen der Charta ein Wesensunterschied besteht.

67. Gemaf ihrem Art. 51 Abs. 2 ,begriindet [die Charta] weder neue Zusténdigkeiten noch neue
Aufgaben fiir die Union, noch dndert sie die in den Vertragen festgelegten Zustindigkeiten und
Aufgaben®. Ihre Bestimmungen gelten fiir die Mitgliedstaaten, soweit diese das Unionsrecht in
Bereichen durchfiihren, die bereits in den Anwendungsbereich dieses Rechts fallen.

68. Anders verhédlt es sich mit Art. 16 Abs. 2 AEUV, dessen Bestimmungen eine
Gesetzgebungsbefugnis fiir den Schutz und den freien Verkehr personenbezogener Daten
begriinden und der Union iibertragen und zu diesem Zweck einen spezifischen
Anwendungsbereich festlegen, der auf den Bestimmungen der Richtlinie 95/46 basiert, wie die
Entstehungsgeschichte dieser Bestimmung belegt.

69. Zweitens geht ndmlich aus den Vorarbeiten zum Vertrag von Lissabon klar hervor, dass die
Verfasser des AEU-Vertrags den Anwendungsbereich der Vorschriften zum Schutz
personenbezogener Daten, wie er unter der Geltung der Richtlinie 95/46 festgelegt worden war,
bekriftigen wollten.

70. Hierzu ist darauf hinzuweisen, dass sich der Wortlaut von Art. 16 AEUV unmittelbar an den
Entwurfvertrag tiber eine Verfassung fiir Europa anlehnt, dessen Art. 36a Abs. 2 (jetzt Art. 50
Abs. 2 in der endgiiltigen Fassung des Entwurfs vom 18. Juli 2003*) die Zustdndigkeit des
Parlaments und des Rates fiir den Erlass von ,Regeln iiber den Schutz natiirlicher Personen bei
der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe, Einrichtungen [und sonstigen

Darunter verstehe ich im Einklang mit der allgemein anerkannten Typologie der Auslegungsmethoden (vgl. Lenaerts, K., und
Gutierrez-Fons, J. A., Les méthodes d'interprétation de la Cour de justice de I'Union européenne, Bruylant, Briissel, 2020, Kapitel I) eine
Auslegung, die auf systematischen und historischen Erwégungen beruht.

% Entwurfvertrag tiber eine Verfassung fiir Europa (ABI. 2003, C 169, S. 1).
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Stellen] der Union sowie durch die Mitgliedstaaten im Rahmen der Austibung von Tétigkeiten, die
in den Anwendungsbereich des Unionsrechts fallen, und tiber den freien Datenverkehr” vorsah?.

71. Gemifd den Erldauterungen seiner Verfasser soll jedoch ,der Entwurf des Artikels 36a eine
einzige Rechtsgrundlage fiir den Schutz personenbezogener Daten schaffen, und zwar sowohl fiir
den Schutz dieser Daten durch die Organe als auch durch die Mitgliedstaaten, wenn sie in einem
Bereich titig werden, der in den Anwendungsbereich des Unionsrechts fallt. Der Text basiert auf
der derzeitigen Gemeinschaftsregelung, die sich aus der Richtlinie 95/46 ... (gestiitzt auf Artikel 95
EGV) in Bezug auf das Handeln der Mitgliedstaaten ergibt“*.

72. Daraus folgt eindeutig, dass es dem im AEU-Vertrag zum Ausdruck gebrachten Willen der
Mitgliedstaaten zuwiderliefe, wenn der Begriff , Anwendungsbereich des Unionsrechts” in Art. 2
Abs. 2 Buchst. a DSGVO dahin auszulegen wire, dass die Anwendung dieser Verordnung im
Vergleich zur Anwendung der Richtlinie 95/46 eingeschrankt sei.

73. Drittens miissen teleologische Erwédgungen beriicksichtigt werden, die mit der Dynamik und
den spezifischen Zielen des Schutzes personenbezogener Daten zusammenhéngen, in die sich der
Erlass der DSGVO einfiigt.

74. Unter diesem Blickwinkel besteht kein Zweifel daran, dass der Unionsgesetzgeber bestrebt
war, diesen Schutz zu stirken und den Anwendungsbereich der einschldgigen Vorschriften zu
konsolidieren. Dies wird durch die bewusste Ersetzung der Richtlinie 95/46 durch ein strengeres
Regelwerk und — ausdriicklich — durch die Erwédgungsgriinde 9, 11 und 13 der DSGVO belegt.

75. Die insoweit angestrebten Ziele ergeben sich aus der Besonderheit des Phédnomens der
Verarbeitung personenbezogener Daten, das iiber den Rahmen der Tatigkeiten, bei denen diese
Daten erhoben werden konnen, hinausgeht.

76. Auflerdem handelt es sich bei diesen Tatigkeiten nicht zwangsldufig um wirtschaftliche
Tatigkeiten, die bereits den unionsrechtlichen Vorschriften {iber den Binnenmarkt unterliegen,
was den Marktwert der erhobenen Daten aber keineswegs mindert und die mit ihrer
Verarbeitung verbundenen Gefahren nicht beseitigt.

77. In dieser Hinsicht erweist sich die Problematik der personenbezogenen Daten als
bereichsiibergreifend, so dass die Vorschriften iiber ihren Schutz nicht auf den
Anwendungsbereich der bereits bestehenden Kategorien des Unionsrechts beschrankt werden
koénnen.

78. Mit anderen Worten: Wenn der ,Anwendungsbereich des Unionsrechts” im Sinne von
Art. 16 Abs. 2 AEUV iiber die Fille der ,Durchfithrung des Rechts der Union“ im Sinne von
Art. 51 Abs. 1 der Charta hinausgeht, so ist dies auf die eigenstindige Natur der mit der
Verarbeitung personenbezogener Daten verbundenen Problematik zuriickzufiihren, die einen
eigenen gesetzgeberischen Eingriff erforderte, dessen Tragweite iiber die Summe der bereits
bestehenden Bestimmungen des Unionsrechts hinausgeht. Aus dieser Sicht bringt der weite

7 Art. 36a Abs. 2 des Entwurfs des Titels VI des Verfassungsvertrags betreffend das demokratische Leben der Union (Vermerk des
Présidiums des Européischen Konvents an den Konvent vom 2. April 2003, Briissel, CONV 650/03, S. 6). Hervorhebung nur hier.

% Vermerk des Prisidiums des Européischen Konvents an den Konvent vom 2. April 2003, Briissel, CONV 650/03, S. 3. Hervorhebung nur
hier.
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Anwendungsbereich der DSGVO den Willen zum Ausdruck, den Herausforderungen des
Schutzes personenbezogener Daten durch den Erlass einer ,mafigeschneiderten Regelung
gerecht zu werden.

79. In Anbetracht der tibereinstimmenden Schlussfolgerungen, die sich aus der systematischen
und der teleologischen Analyse von Art. 16 Abs. 2 AEUV ergeben, schlage ich dem Gerichtshof
vor, seine bisherige Rechtsprechung® zu bestitigen, indem er die in Art. 2 Abs. 2 Buchst. a
DSGVO vorgesehene Ausnahme fiir eine , Tédtigkeit, die nicht in den Anwendungsbereich des
Unionsrechts fillt“, eng auslegt.

80. Ich schlage dem Gerichtshof daher vor, die Anwendbarkeit dieser Verordnung auf die im
Ausgangsverfahren in Rede stehenden Arbeiten des parlamentarischen
Untersuchungsausschusses im Licht dieser Auslegung zu priifen.

Zur Anwendung der DSGVO auf die Tétigkeiten des parlamentarischen Untersuchungsausschusses

81. Ich halte eine Vorbemerkung zu der Art und Weise, wie die einschldgigen Bestimmungen der
DSGVO den Anwendungsbereich dieser Verordnung festlegen, fiir geboten.

— Die untergeordnete Bedeutung institutioneller Kriterien fiir die Festlegung des
Anwendungsbereichs der DSGVO

82. Es ist darauf hinzuweisen, dass organisatorische oder institutionelle Erwégungen, die auf die
Art der fiir die Verarbeitung personenbezogener Daten verantwortlichen Einrichtungen oder
Personen abstellen, fiir die Festlegung des Anwendungsbereichs der DSGVO von
untergeordneter Bedeutung sind.

83. Zum einen beruht der Anwendungsbereich der DSGVO némlich nach Art. 2 Abs. 1 dieser
Verordnung auf dem materiellen Begriff der ,Verarbeitung“ personenbezogener Daten. Der
organisatorische Begriff ,Verantwortlicher” in Art. 4 Nr. 7 DSGVO hat aus dieser Sicht nur
akzessorischen Charakter, weil er im Wesentlichen auf dem materiellen Begriff der Verarbeitung
beruht. Obwohl in der Definition des fiir die Verarbeitung Verantwortlichen von der
ynatlirliche[n] oder juristische[n] Person, Behorde, Einrichtung oder andere[n] Stelle” die Rede
ist, lduft diese Erwdhnung namlich darauf hinaus, die organisatorischen Kriterien fiir die Zwecke
ihrer Anwendung zu neutralisieren.

84. Zum anderen beziehen sich die in Art. 2 Abs. 2 dieser Verordnung enthaltenen
Bestimmungen, die den sachlichen Anwendungsbereich der DSGVO beschrianken, zwar auf
bestimmte Kategorien von Personen oder Einrichtungen, nidmlich auf die Mitgliedstaaten, auf
natiirliche Personen und auf die in Strafsachen zustindigen Behorden, dies jedoch stets im
Zusammenhang mit den Tdtigkeiten, die nicht unter diese Verordnung fallen. Somit sind der
Anwendung der DSGVO nicht Personen als solche, sondern nur einige ihrer Tétigkeiten
entzogen.

¥ Vgl. die in Fn. 5 der vorliegenden Schlussantrige angefiihrte Rechtsprechung.
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85. Die untergeordnete Bedeutung institutioneller Kriterien wird auch durch die Art und Weise
bestdtigt, wie partielle Ausnahmen definiert werden, die den Anwendungsbereich spezifischer
Bestimmungen der DSGVO einschranken. Zur Veranschaulichung®: Wenn Gerichte gemaéf3
Art. 55 Abs. 3 DSGVO von der Zustdndigkeit der nationalen Aufsichtsbehérden ausgenommen
sind, dann nur insoweit, als sie justizielle Tétigkeiten ausiiben. Die Tragweite dieser Ausnahme
wird daher nicht durch den Status der Rechtsprechungsorgane, sondern durch die besondere Art
ihrer Tétigkeiten bestimmt.

86. Da die DSGVO keine Bestimmungen enthilt, die sich speziell auf parlamentarische Organe
beziehen, folgt daraus meines Erachtens, dass fiir die Moglichkeit der Anwendung dieser
Verordnung nicht der Status der Organe des Parlaments nach osterreichischem Recht den
Ausschlag gibt, sondern die Art ihrer Tiétigkeiten.

— Zur Art der Titigkeiten des Untersuchungsausschusses im Ausgangsverfahren

87. Im Licht samtlicher dem Gerichtshof zur Kenntnis gebrachten Umsténde bin ich der Ansicht,
dass die diesem Ausschuss iibertragenen Aufgaben als mit der Ausiibung offentlicher Gewalt
verbundene Titigkeiten der 6ffentlichen Kontrolle eingestuft werden konnen.

88. Diese Einstufung ergibt sich bereits aus dem Wortlaut der ersten und der zweiten
Vorlagefrage, die sich auf die im Rahmen der Kontrolle der Exekutive ausgeiibten Tétigkeiten
beziehen. Gemifl den Erlauterungen des vorlegenden Gerichts ist ,Ziel der
Untersuchungsausschiisse ... die Aufklirung von Vorgingen zu politischen Zwecken ... Den
Untersuchungsausschiissen kommt dabei die Erfiilllung des verfassungsgesetzlich iibertragenen
Kontrollauftrages zu"*.

89. Diese Einstufung wird durch die beim Gerichtshof eingereichten schriftlichen Erklarungen
bestatigt*.

90. Aufgrund der Erlduterungen des Présidenten des Nationalrates in der miindlichen
Verhandlung steht auflerdem fest, dass der in Rede stehende Untersuchungsausschuss iiber
bestimmte hoheitliche Befugnisse verfiigt — wie etwa das Recht, Auskunftspersonen vorzuladen
oder Zugang zu Dokumenten zu erhalten, die sich auf den Gegenstand seiner Tatigkeit
beziehen —, die mit der Befugnis einhergehen, finanzielle Sanktionen zu verhdngen, um den
ordnungsgeméflen Ablauf der Untersuchung zu gewéhrleisten.

91. Dagegen scheint mir hinsichtlich der legislativen Natur der Tétigkeiten dieses Ausschusses
und ihrer moglichen Folgen fiir die Anwendbarkeit der DSGVO eine gewisse Verwirrung zu
bestehen.

92. Der Président des Nationalrates fithrt in diesem Zusammenhang aus, dass
»Untersuchungsausschiisse ... sowohl organisatorisch als auch funktionell der gesetzgebenden
Gewalt zuzuordnen [sind]. Akte, die von parlamentarischen Untersuchungsausschiissen bzw. in

% Vgl. auch Art. 20 Abs. 3, Art. 49 Abs. 3 und Art. 79 Abs. 2 DSGVO.

31 Rn. 25 des Vorlagebeschlusses. Hervorhebung nur hier.

Beispielsweise fithrt der Président des Nationalrates in Rn. 13 seiner schriftlichen Erklirung aus, dass der osterreichische Nationalrat
»das Recht [hat], zur Untersuchung bestimmter Vorginge im Bereich der Vollziehung des Bundes Untersuchungsausschiisse
einzusetzen. Einem Untersuchungsausschuss wird damit von der Verfassung ein Kontrollauftrag tbertragen. Ziel eines
Untersuchungsausschusses ist die Aufklarung von Vorgingen zu politischen Zwecken und damit die Gewéhrleistung einer wirksamen
parlamentarischen Kontrolle“.
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deren Auftrag gesetzt werden, gehoren daher zur Staatsfunktion Gesetzgebung“®. Daraus folgt
seiner Ansicht nach, dass ,[die] Tatigkeit eines Untersuchungsausschusses ... daher zum
Kernbereich der nationalen  Gesetzgebung [zéhlt] und ... als ausschliefllich
parlamentarisch-politische (Kontroll-) Tatigkeit unter den Ausnahmetatbestand des Art. 2 Abs. 2
lit. a DSGVO [fallt]“*.

93. Diese Ausfithrungen veranlassen mich zu drei Bemerkungen.

94. Als Erstes mochte ich unabhdngig von der moglichen Beteiligung von
Untersuchungsausschiissen an der gesetzgeberischen Titigkeit darauf hinweisen, dass legislative
oder parlamentarische Titigkeiten nicht von der Anwendung der DSGVO ausgenommen
wurden®, im Gegensatz zu Téatigkeiten im Rahmen der Ausiibung gerichtlicher Funktionen, die
unter die in Art. 55 Abs. 3 dieser Verordnung vorgesehene teilweise Ausnahme fallen.

95. In diesem Punkt bezweifle ich im Gegensatz zu einigen Beteiligten, dass die fiir gerichtliche
Funktionen geltende Ausnahme im Wege der Analogie dahin ausgelegt werden kann, dass sie
sich auch auf legislative Funktionen erstreckt. Ganz im Gegenteil: Sollten sich die Erwdgungen
des Gerichtshofs in der vorliegenden Rechtssache von der in Art. 55 Abs. 3 DSGVO
vorgesehenen Ausnahme leiten lassen, konnte dies allenfalls zu einem Umkehrschluss fiithren. In
Anbetracht des weiten Anwendungsbereichs der DSGVO darf die Ausnahme fiir gerichtliche
Funktionen nicht weit ausgelegt werden.

96. Als Zweites lasst meiner Ansicht nach keiner der dem Gerichtshof zur Kenntnis gebrachten
Umstdnde darauf schlieflen, dass die Tatigkeit des Untersuchungsausschusses im
Ausgangsverfahren eine legislative Funktion hat.

97. Insbesondere ist der in Rede stehende Untersuchungsausschuss nicht befugt,
gesetzgeberische Initiativen zu ergreifen, und nimmt auch in keiner anderen Weise an den
Gesetzgebungstitigkeiten des Osterreichischen Parlaments teil. Abgesehen davon mag der
Abschlussbericht der Untersuchung fiir den Gesetzgeber zwar eine Inspirationsquelle darstellen,
doch scheint mir dieser Umstand nicht geeignet zu sein, den Tétigkeiten dieses Ausschusses
einen legislativen Charakter zu verleihen. Die Tatigkeiten bestimmter aufSerparlamentarischer
Organe — wie des Osterreichischen Rechnungshofs, dessen Berichte dem Parlament tibermittelt
werden — konnen den Gesetzgeber ebenfalls inspirieren, ohne dass sie deshalb der Ausiibung der
gesetzgebenden Gewalt zugerechnet werden konnten.

98. Als Drittes bleiben institutionelle Erwdgungen — unabhingig von ihrer moglichen Bedeutung
nach osterreichischem Recht — fiir die Anwendbarkeit der DSGVO ohne Belang, so dass die
organisatorische Zuordnung des parlamentarischen Untersuchungsausschusses fiir die
Beantwortung der ersten Vorlagefrage nicht ausschlaggebend sein kann.

— Zur Anwendbarkeit der DSGVO auf Tdtigkeiten der offentlichen Kontrolle

99. Im Licht der vorstehenden Erwdgungen stellt sich die Frage, ob die von einem
parlamentarischen Untersuchungsausschuss ausgeiibten Tatigkeiten der offentlichen Kontrolle
in den Anwendungsbereich der DSGVO fallen.

% Rn. 14 der schriftlichen Erklarung des Prasidenten des Nationalrates.
* Rn. 15 der schriftlichen Erklarung des Prasidenten des Nationalrates.
% Vgl. Urteil vom 9. Juli 2020, Land Hessen (C-272/19, EU:C:2020:535, Rn. 72).
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100. Diese Frage ist meines Erachtens zu bejahen, und zwar vor allem aus drei Griinden.

101. Erstens féllt die vom betreffenden Ausschuss vorgenommene Verarbeitung
personenbezogener Daten unter den in Art. 2 Abs. 1 der DSGVO definierten materiellen Begriff
der ,Verarbeitung“. Diese Einstufung wird von keinem der Beteiligten in der vorliegenden
Rechtssache bestritten.

102. Zweitens fallen die Tatigkeiten der offentlichen Kontrolle namentlich deshalb in den
Anwendungsbereich des Unionsrechts im Sinne von Art. 16 Abs. 2 AEUV und Art. 2 Abs. 2
Buchst. a DSGVO in der Auslegung durch die Rechtsprechung des Gerichtshofs, weil keine
Bestimmung dieser Verordnung sie von deren Anwendung ausnimmt.

103. Kontrolltitigkeiten werden im Gegenteil ausdriicklich in Art. 23 Abs. 1 Buchst. h DSGVO
genannt, der die Moglichkeit vorsieht, den Umfang bestimmter Rechte und Pflichten nach dieser
Verordnung zu beschrinken, sofern eine solche Beschrinkung erforderlich ist, um die
Wahrnehmung von ,Kontroll-, Uberwachungs- und Ordnungsfunktionen, die dauernd oder
zeitweise mit der Ausilibung offentlicher Gewalt ... verbunden sind“, in bestimmten in dieser
Bestimmung vorgesehenen Féllen zu gewidhrleisten.

104. Daraus folgt, dass die Bestimmungen der DSGVO die Tétigkeiten der 6ffentlichen Kontrolle
regeln sollen, auch wenn zu diesem Zweck besondere Vorkehrungen in Betracht gezogen werden
konnen. Die mogliche Beschriankung des durch die DSGVO gewihrten Schutzes fiithrt jedoch
nicht zum Ausschluss der Anwendung dieser Verordnung.

105. Drittens schliefSlich ist der allgemeinen Verteilung der Zustédndigkeiten zwischen der Union
und den Mitgliedstaaten keineswegs zu entnehmen, dass die Titigkeiten der offentlichen
Kontrolle ausschliefdlich den Mitgliedstaaten vorbehalten wéren.

106. Um ein konkretes Beispiel parlamentarischer Kontrolle aufzugreifen: Die beiden
Untersuchungen im ,Dieselgate-Fall®, die gleichzeitig vom Européischen Parlament®* und vom
Deutschen Bundestag eingeleitet ~wurden, veranschaulichen die konkurrierenden
Zustindigkeiten in diesem Bereich.

107. Zwar konnte man argumentieren, dass sich der Anwendungsbereich des Unionsrechts nur
auf diejenigen Kontrolltatigkeiten erstrecke, die einen Bezug zur Anwendung der Bestimmungen
des Unionsrechts aufwiesen.

108. Ein solcher Ansatz liefe jedoch darauf hinaus, die konkretisierende Auslegung des
»~Anwendungsbereichs des Unionsrechts wieder einzufithren, und wiirde daher die gleichen
Risiken der Rechtsunsicherheit mit sich bringen. Schon in Anbetracht des Wesens der
parlamentarischen Untersuchung, die darauf abzielt, die in Rede stehenden Umstédnde

% Vgl. Beschluss (EU) 2016/34 des Europiischen Parlaments vom 17. Dezember 2015 iiber die Einsetzung, die Zusténdigkeiten, die
zahlenmiflige Zusammensetzung und die Mandatszeit des Untersuchungsausschusses zu Emissionsmessungen in der
Automobilindustrie (ABL 2016, L 10, S. 13).
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aufzukléren, erscheint es mir schwierig, im Voraus zu bestimmen, ob die Tatigkeit eines
Untersuchungsausschusses einen konkreten Bezug zur Anwendung der Bestimmungen des
Unionsrechts aufweist?.

109. In diesem Zusammenhang ist das Ziel der Rechtssicherheit zu beriicksichtigen, das die
Bestimmungen der DSGVO verfolgen, die verhindern sollen, dass der Datenschutz in der Union
unterschiedlich gehandhabt wird *.

110. In Anbetracht dieses Ziels und im Einklang mit der vom Gerichtshof gewéhlten Losung im
Urteil Osterreichischer Rundfunk u. a.*, das unter der Geltung der Richtlinie 95/46 ergangen ist,
sollte der Anwendungsbereich der DSGVO dahin ausgelegt werden, dass er die Téatigkeiten der
offentlichen Kontrolle unabhéngig von ihrem Zusammenhang mit der Anwendung besonderer
Bestimmungen des Unionsrechts umfasst.

111. Nach alledem schlage ich vor, auf die erste Vorlagefrage zu antworten, dass die Tétigkeiten
eines von einem Parlament eines Mitgliedstaats in Ausiibung seines Rechts zur Kontrolle der
Exekutive eingesetzten Untersuchungsausschusses in den Anwendungsbereich des Unionsrechts
im Sinne von Art. 16 Abs. 2 Satz 1 AEUV fallen.

Zweite Vorlagefrage

112. Mit seiner zweiten Frage mochte das vorlegende Gericht wissen, ob die Tétigkeiten des
Untersuchungsausschusses im Ausgangsverfahren in Anbetracht ihres besonderen Gegenstands,
der mit den Belangen der nationalen Sicherheit zusammenhdngt, im Licht des
16. Erwdgungsgrundes der DSGVO unter die Ausnahme von Art. 2 Abs. 2 Buchst. a dieser
Verordnung fallen.

113. Meines Erachtens ist dies aus mehreren Griinden nicht der Fall.

114. Erstens sollte die fiir Tatigkeiten im Zusammenhang mit der nationalen Sicherheit geltende
Ausnahme in Anbetracht des weiten Anwendungsbereichs der DSGVO eng ausgelegt werden.
Daraus leite ich ab, dass nur Tatigkeiten, die unmittelbar die nationale Sicherheit zum Gegenstand
haben, unter diese Ausnahme fallen.

115. Dies ist bei den Tatigkeiten des Untersuchungsausschusses im Ausgangsverfahren, der mit
einer Kontrollaufgabe gegeniiber den Organen der Bundesregierung betraut wurde, offenkundig
nicht der Fall.

116. Soweit sich die in Rede stehende Kontrolle auf die Arbeitsweise des BVT bezieht, dessen
Aufgabe darin besteht, die Integritit und Kontinuitit der staatlichen Institutionen zu
gewihrleisten, konnte die Titigkeit dieses Ausschusses zwar miittelbar zum Schutz der
nationalen Sicherheit beigetragen haben.

% Unter diesem Gesichtspunkt frage ich mich, wie die Untersuchung des osterreichischen Parlaments im Zusammenhang mit der
sIbiza-Affire*, in der es um Unregelmifligkeiten bei der Vergabe offentlicher Auftrige ging, die 1995 eingeleitete Untersuchung des
belgischen Senats, die darauf abzielte, ,das organisierte Verbrechen in Belgien zu untersuchen®, oder auch die derzeit vom
Untersuchungsausschuss der franzdsischen Nationalversammlung durchgefithrten Titigkeiten zur Ermittlung der ,Griinde fir den
Verlust der Souverénitit und der Unabhéngigkeit Frankreichs im Energiebereich” einzustufen sind.

% Vgl. Erwdgungsgriinde 9 und 13 der DSGVO.

*  Urteil vom 20. Mai 2003 (C-465/00, C-138/01 und C-139/01, EU:C:2003:294, Rn. 45 bis 47).
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117. Ein solcher Beitrag dndert jedoch nichts an der Art der einem Untersuchungsausschuss
tibertragenen Titigkeiten und kann nicht dazu fiihren, dass diese den Bestimmungen der
DSGVO entzogen werden. Wire der gegenteiligen Losung zu folgen, konnte man sich fragen, ob
eine Werbeagentur, die vom Verteidigungsministerium beauftragt wurde, fiir den Soldatenberuf
zu werben, nicht aus den gleichen Griinden von diesen Bestimmungen ausgenommen werden
sollte.

118. Zweitens liefe es dem vom Unionsgesetzgeber verfolgten Ziel der Rechtssicherheit zuwider,
wenn die Anwendung der DSGVO vom Gegenstand einer parlamentarischen Untersuchung
abhéngig gemacht wiirde.

119. Aufgrund seiner flexiblen Natur stellt der Gegenstand einer parlamentarischen
Untersuchung keine hinreichend konsistente Grundlage fiir die Bestimmung des
Anwendungsbereichs der DSGVO dar. Situative Faktoren, wie etwa eine im Lauf der
Untersuchung aufgedeckte (oder  widerlegte) personliche Verwicklung des
Verteidigungsministers in einen Korruptionsfall, konnen zu diesem Zweck nicht als
Anhaltspunkte dienen.

120. Drittens sollte bei der Auslegung der in Art. 2 Abs. 2 Buchst. a DSGVO vorgesehenen
Ausnahme die ratio legis dieser Bestimmung beriicksichtigt werden. Diese hdngt meines
Erachtens mit der Unmoglichkeit zusammen, bestimmte grundlegende Aspekte des Rechts auf
Achtung personenbezogener Daten mit der Geheimhaltung in Einklang zu bringen, ohne die
bestimmte Tétigkeiten im Zusammenhang mit der nationalen Sicherheit nicht denkbar wéren.

121. Beispielsweise kann ich mir nur schwer vorstellen, wie der Inlandsgeheimdienst die
Einhaltung der in den Art. 14 und 15 DSGVO verankerten Informations- und Auskunftsrechte
gewihrleisten konnte, ohne gleichzeitig die Uberwachungstitigkeiten zu gefihrden, die sich
gegen Personen richten, die der Zugehorigkeit zu einer terroristischen Bewegung verdichtigt
werden. In einem solchen Fall scheinen die Anforderungen, die sich aus der DSGVO ergeben,
grundsitzlich mit den Erfordernissen der nationalen Sicherheit unvereinbar zu sein.

122. Im Gegensatz dazu stehen der Tétigkeit eines parlamentarischen Untersuchungsausschusses
meines Erachtens keine derartigen uniiberwindbaren Hindernisse entgegen, und ich vermag nicht
zu erkennen, inwiefern die Einhaltung der sich aus der DSGVO ergebenden Verpflichtungen
ihren etwaigen Beitrag zum Schutz der nationalen Sicherheit gefihrden konnte.

123. Zwar gehort die Offentlichkeit, die (iblicherweise mit den Titigkeiten von
Untersuchungsausschiissen einhergeht, zur offentlichen Dimension der parlamentarischen
Kontrolle. Das Ziel der Transparenz steht jedoch im Gegensatz zur ratio legis von Art. 2 Abs. 2
Buchst. a DSGVO, die auf die Wahrung der Geheimnisse der nationalen Sicherheit abzielt.

124. Viertens: Auch wenn die Einhaltung der sich aus der DSGVO ergebenden Pflichten in
bestimmten Féllen der ordnungsgeméfien Durchfithrung einer parlamentarischen Untersuchung
zuwiderlaufen konnte - beispielsweise wenn der Ausschuss Zugang zu vertraulichen
Dokumenten erhilt, die personenbezogene Daten enthalten —, mochte ich darauf hinweisen, dass
Art. 23 Abs. 1 Buchst. a und h DSGVO die Moglichkeit vorsieht, die in den Art. 5, 12 bis 22 und 34
DSGVO verankerten Rechte und Pflichten zu beschrénken, sofern dies notwendig ist, um eine
Kontrollaufgabe im Hinblick auf die Erfordernisse der nationalen Sicherheit zu gewiahrleisten.
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125. Daraus folgt meines Erachtens, dass der Zusammenhang mit den Belangen der nationalen
Sicherheit, den der Gegenstand einer parlamentarischen Untersuchung aufweisen kann, nicht
dazu fiithren sollte, den Untersuchungsausschuss von der Anwendung der DSGVO
auszunehmen. In Anbetracht des institutionellen Kontexts, in den sich die Tatigkeit solcher
Ausschiisse einfiigt, deren Mitglieder an den Tatigkeiten der gesetzgebenden Organe des
Parlaments teilnehmen, erscheint es mir zudem relativ einfach, notwendige gesetzgeberische
Vorkehrungen zu treffen, die es ermdglichen wiirden, dem besonderen Gegenstand bestimmter
parlamentarischer Untersuchungen Rechnung zu tragen, wie dies in den Bestimmungen von
Art. 23 Abs. 1 DSGVO vorgesehen ist.

126. Aus all diesen Griinden schlage ich dem Gerichtshof vor, auf die zweite Vorlagefrage zu
antworten, dass die Tétigkeiten eines parlamentarischen Untersuchungsausschusses, dessen
Untersuchungsgegenstand Tétigkeiten einer polizeilichen Staatsschutzbehorde und somit den
Schutz der nationalen Sicherheit betreffende Tatigkeiten im Sinne des 16. Erwdgungsgrundes der
DSGVO sind, nicht unter die in Art. 2 Abs. 2 Buchst. a dieser Verordnung vorgesehene Ausnahme
fallen.

Dritte Vorlagefrage

127. Mit seiner dritten Frage mochte das vorlegende Gericht wissen, ob sich die Zustdndigkeit
einer nach Art. 51 Abs. 1 DSGVO errichteten einzigen Aufsichtsbehoérde fiir Beschwerden im
Sinne von Art. 77 Abs. 1 dieser Verordnung unmittelbar aus der letztgenannten Bestimmung in
Verbindung mit Art. 55 Abs. 1 DSGVO ergeben kann.

128. Diese Frage, die fiir den Fall gestellt wird, dass die DSGVO auf die Tatigkeiten des
Untersuchungsausschusses im Ausgangsverfahren Anwendung findet, ldasst sich mit
verfassungsrechtlichen Hindernissen erkldren. Nach Auffassung des Verwaltungsgerichtshofs
und einiger Beteiligter hindert der dem Osterreichischen Recht eigene Grundsatz der
Gewaltenteilung ein Verwaltungsorgan — im vorliegenden Fall die Datenschutzbehorde — daran,
sich in die Téatigkeiten des Parlaments einzumischen, indem es diesbeziigliche Beschwerden priift.

129. Die dritte Vorlagefrage zielt somit darauf ab, den Umfang der unmittelbaren Wirkung von
Art. 55 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 77 Abs. 1 DSGVO zu kldren, wenn die Zustdandigkeit der
von einem Mitgliedstaat eingerichteten einzigen Aufsichtsbehérde durch einen Grundsatz mit
Verfassungsrang eingeschrankt zu werden droht.

130. Da es sich um eine Verordnung der Union handelt, ist darauf hinzuweisen, dass sie nach
Art. 288 Abs. 2 AEUV grundsitzlich in allen ihren Teilen unmittelbar gilt, was auch durch
Art. 99 Abs. 2 Unterabs. 2 DSGVO bestitigt wird .

131. Nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs gilt etwas anderes nur dann, wenn eine
Rechtsvorschrift den Erlass von Durchfithrungsmafinahmen erfordert, wobei der weite
Ermessensspielraum zu beriicksichtigen ist, den die Mitgliedstaaten bei der Durchfiihrung dieser
Vorschrift haben*.

“ Vgl. auch Urteil vom 15. Mérz 2017, Al Chodor (C-528/15, EU:C:2017:213, Rn. 27 und die dort angefiihrte Rechtsprechung).

# Vgl. Urteile vom 11. Januar 2001, Monte Arcosu (C-403/98, EU:C:2001:6, Rn. 28), und vom 14. April 2011, Vlaamse
Dierenartsenvereniging und Janssens (C-42/10, C-45/10 und C-57/10, EU:C:2011:253, Rn. 48).
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132. Insoweit bin ich der Ansicht, dass Art. 77 Abs. 1 DSGVO, der die Zustdndigkeit der
Aufsichtsbehorden fiir die Priifung der dort genannten Beschwerden vorsieht, in Verbindung mit
Art. 55 Abs. 1 dieser Verordnung hinreichend klar und unbedingt ist, um unmittelbar angewandt
zu werden.

133. Ich fiige hinzu, dass der Gerichtshof bereits die unmittelbare Wirkung von Art. 58 Abs. 5
DSGVO bestitigt hat, indem er entschieden hat, dass sich eine nationale Aufsichtsbehorde auf
die ihr in dieser Bestimmung zuerkannte Klagebefugnis berufen kann, um gegen eine
Privatperson eine Klage zu erheben oder ein entsprechendes Verfahren fortzufiihren, auch wenn
diese Vorschrift in der Rechtsordnung des betreffenden Mitgliedstaats nicht speziell umgesetzt
worden ist*.

134. Dariiber hinaus halte ich unter den Umstédnden des Ausgangsverfahrens keine zusitzliche
Durchfiihrungsmafinahme fiir erforderlich, um die Verfahrensmodalitdten der Beschwerde nach
Art. 77 DSGVO zu regeln. Die Datenschutzbehorde priift regelméiflig derartige Beschwerden,
wobei sich lediglich die Frage stellt, ob sie fiir die Organe des Parlaments zustandig ist.

135. Diese Frage ist jedoch nicht in das freie Ermessen der Mitgliedstaaten gestellt worden.

136. Zwar setzt die wirksame Ausiibung des Beschwerderechts die vorherige Errichtung einer
oder mehrerer Aufsichtsbehérden geméafd Art. 51 Abs. 1 DSGVO voraus, was ein Tatigwerden
der Mitgliedstaaten erfordert. Dabei handelt es sich jedoch um eine Frage der unmittelbaren
Wirkung der letztgenannten Bestimmung, die sich im Ausgangsverfahren nicht stellt.

137. Was die Anzahl der nach Art. 51 Abs. 1 DSGVO einzurichtenden Aufsichtsbeh6rden
betrifft, kann die den Mitgliedstaaten in diesem Bereich tiberlassene institutionelle Entscheidung
nicht dazu fiihren, die Befugnisse der vom Osterreichischen Gesetzgeber errichteten einzigen
Behorde einzuschrinken. Die gegenteilige Auslegung wiirde Art. 55 Abs. 1 und Art. 77 Abs. 1
DSGVO ihrer unmittelbaren Wirkung berauben und konnte die praktische Wirksamkeit aller
anderen Bestimmungen dieser Verordnung, die fiir eine Beschwerde von Bedeutung sein
konnten, schwiachen.

138. Schliefllich diirfen die im Osterreichischen Recht bestehenden verfassungsrechtlichen
Hindernisse nicht dazu fithren, die Bestimmungen der DSGVO unangewendet zu lassen. Nach
standiger Rechtsprechung des Gerichtshofs kann es die Wirkung eines Rechtsakts der Union
nicht beriihren, wenn geltend gemacht wird, dieser verletze die Strukturprinzipien der nationalen
Verfassung®.

139. Ich schlage dem Gerichtshof daher vor, zur Beantwortung der dritten Vorlagefrage zu
entscheiden, dass, sofern ein Mitgliedstaat nur eine einzige Aufsichtsbehorde im Sinne von
Art. 51 Abs. 1 DSGVO errichtet hat, sich deren Zustindigkeit fiir Beschwerden im Sinne von
Art. 77 Abs. 1 dieser Verordnung unmittelbar aus der letztgenannten Bestimmung in
Verbindung mit Art. 55 Abs. 1 dieser Verordnung ergibt.

# Urteil vom 15. Juni 2021, Facebook Ireland u. a. (C-645/19, EU:C:2021:483, Rn. 113).
% Urteil vom 17. Dezember 1970, Internationale Handelsgesellschaft (11/70, EU:C:1970:114, Rn. 3).
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Ergebnis

140. Nach alledem schlage ich dem Gerichtshof vor, die vom Verwaltungsgerichtshof
(Osterreich) vorgelegten Fragen wie folgt zu beantworten:

1.

Die Tétigkeiten eines von einem Parlament eines Mitgliedstaats in Ausiibung seines Rechts zur
Kontrolle der Exekutive eingesetzten Untersuchungsausschusses fallen in den
Anwendungsbereich des Unionsrechts im Sinne von Art. 16 Abs. 2 Satz 1 AEUV, so dass die
Verordnung (EU) 2016/679 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016
zum Schutz natiirlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien
Datenverkehr und zur Authebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung)
auf die Verarbeitung personenbezogener Daten durch einen solchen Ausschuss anwendbar ist.

Die Tatigkeiten eines von einem Parlament eines Mitgliedstaats in Ausiibung seines Rechts zur
Kontrolle der Exekutive eingesetzten Untersuchungsausschusses, dessen
Untersuchungsgegenstand Tétigkeiten einer polizeilichen Staatsschutzbehoérde und somit der
Schutz der nationalen Sicherheit betreffende Tatigkeiten im Sinne des 16. Erwdgungsgrundes
der Verordnung 2016/679 sind, fallen nicht unter die in Art. 2 Abs. 2 Buchst. a dieser
Verordnung vorgesehene Ausnahme.

Sofern ein Mitgliedstaat nur eine einzige Aufsichtsbehorde im Sinne von Art. 51 Abs. 1 der
Verordnung 2016/679 errichtet hat, ergibt sich deren Zustédndigkeit fiir Beschwerden nach
Art. 77 Abs. 1 dieser Verordnung unmittelbar aus der letztgenannten Bestimmung in
Verbindung mit Art. 55 Abs. 1 dieser Verordnung.

ECLI:EU:C:2023:397 23



	Schlussanträge des Generalanwalts Maciej Szpunar vom 11. Mai 2023 Rechtssache C‑33/22 Österreichische Datenschutzbehörde, Beteiligte: WK, Präsident des Nationalrates (Vorabentscheidungsersuchen des Verwaltungsgerichtshofs [Österreich]) 
	Einleitung 
	Rechtlicher Rahmen 
	Unionsrecht 
	Österreichisches Recht 

	Sachverhalt, Ausgangsverfahren und Vorlagefragen 
	Vorgeschichte des Rechtsstreits 
	Ausgangsverfahren 
	Vorlagefragen 

	Würdigung 
	Erste Vorlagefrage 
	Zum Begriff Tätigkeiten, die in den Anwendungsbereich des Unionsrechts fallen 
	– Konkretisierende Auslegung 
	– Generalisierende Auslegung

	Zur Anwendung der DSGVO auf die Tätigkeiten des parlamentarischen Untersuchungsausschusses 
	– Die untergeordnete Bedeutung institutioneller Kriterien für die Festlegung des Anwendungsbereichs der DSGVO
	– Zur Art der Tätigkeiten des Untersuchungsausschusses im Ausgangsverfahren
	– Zur Anwendbarkeit der DSGVO auf Tätigkeiten der öffentlichen Kontrolle


	Zweite Vorlagefrage 
	Dritte Vorlagefrage 

	Ergebnis 


